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Aachener Nachrishten
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Verwaltungsgericht lehnt Baustop für Erweiterung ( Arztehaus ) des
Franziskus-Kranlcenhauses ab

Mit heute den Beteiligten zugestellten Beschlüssen vom 23. Mai 2003 hat die 5.
Karnmer des Verwaltungsgerichts Aachen in drei Verfahren die Anträge die
aufschiebende Wirkung des Widerspruclrs gegen die der Beigeladenen
(Franziskanerionen von der Heiligen Familie e.V. ) erteilte Baugenehmigung zur
Erweiterung dGE Franziskus - Krankenhauses $owie ErricFrtung eines Arztehauses
nehst Parkdeck anzuordnen und die Eauarheiten zu stoppen ahgelehnt.

Zu den Gründen,

Die Kammer sieht bei Venrvirklichung des Vorhabens keine nachbarlichen
Abwehrrechte als verletzt an.
Den Antragstellern stehe zunächst kein Abwehranspruch aus dem Gesichtspunld des
§o genannten Gebietsgewährleistungsanspruches zu, d6r dem Grundstückseigentümer
in einem bestimmten Baugsbiet den Anspruch vermittelt, dass der Charakter des
Baugebietes durch nachfolgende Baugenehmigungen gewahrt und nicfrt durch dem
entgegenstehende Genehmigungen der Gebietscharakter geändefi werde. Das
Baugebiet, für das kein rechtsgültiger Bebauungsplan existiere, sei dem
Gebietcharakter nach als qUqemeinqs Wohnoebiet einzustufen und nicht - wie die
Antragsteller meinen - als reines Wohngebiet. lnsofern habe der im Jahre 1965
errichtete l(ankenhaus prägende Wirkung, Das streitbefangene Vorhaben entspreche
deshalb dem Gebietscharakter. Die Antragsteller könnten mithin gegenüber einer
geplanten P(rankenhauBerweitBrung keinen Gebietsgewährleistungsanspruch auf
Einhaltung der Bebauung für ein reines Wohngebiet geltend machen. Dasselbe gelte -
iedenfälls unter dem Gesichtspunkt dee § 13 der Baunutzunüsyerordnung (BauNVO) -
auch fürAztpraxen.
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Aus nachbarschützenden Vorschriften ergebe sich auch keirt Abwehranspruch der
Antragsteller gegen die im Wesentlichen die Beeinträchtigungen der Antragsteller
hervürrufende Parkpalette. Eine Störung über das zumutbare Maß hinaus ergehe sich
insbesondere nicht aus einer Uberschreitung der maßgeblichen lmmissionsrichtwefie,
die nach der TA-Lärm in allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten tags
55 dB (A) betragen dürfe. Ein im Baugenehmigungsverfahrerr von der Bauhenin
vorgelegtes Schallschutzgutachten sei zu dem Ergebnis gelangt, dass für die
lmmissionsorte Sanatoriumsstraße 11 und Sanatoriumsstraße 13 mit einem
Beurteilungspegel von 45 dB (A) zur Tageszeilzu rechnen sei. Damit werde sogar der
Richtwert für ein reines Wohngebiet ( zulässsig 50 dB (A)) um 5 dB (A) unterschritten,
derjanige für ein allgemeines Wohngebiet um 10 dB (A). Selhst wenn man die vom
Gutachter hei der Ermittlung dieser Beurteilungspegel eingegehen Werte, die nicht
unumstritten seien, verdopple ( täglich 700 Kraftfahrzeugboregungen durch Patienten
und 96 durch Bedierrstete ), wrlrden die maßgeblichen Beurteilungswefie nicht
überschritten. Die "Reserve" von 10 dB (A) führe aber dazu, dass auch ein weeentlich
höheres Aufkommen an Kraftfahrzeughewsgungen noch innerhalb des
lmmissionsrichtwartes von 55 dB (A), wie er für allgemeine Wohngebiete gilt, verbleihe.
Dies werde daraus deutlich, dass bereits die Addition vön zwei gleichlauten
Schallquellen zu einer Pegelerhöhung von 3 dB (A) und damit ainer Verdopplung der
Schallenergie führe. Dareus folgt, dass eine Verdopplung der Fahrzeugbewegungen,
ausgehend von einem Beurteilungspegel von 45 dB (A) am lmmissionsort den
Richtwert von 55 dB (A) noch unterschreite, Eine unzumutbare Beeinträchtigung der
Antragsteller ergebe sich auch nicht mit Btick auf den Standort der $tellplätze sowie
deren Anordnung in Bezug auf das Grundstück beziehungsweise die Wohnungen der
betroffenen Nachbarn. Unter diesen Gesichtspunkten sei hier maßgeblich, dass die
Stellplätze nicht im Ruhebereich der Wohnhäuser angelegt werden, sondern,
unterbrochen durch die bereits ietzt frequentierten Straßen, auf dem durch diese
Straßen umrandeten Krankenhausgrundstllck. Demgegenübar hefindet sich der
Ruhebereich der Wohrrungen der Antragsteller auf der ruckseitigen, das heißt vom
vorgesehenen Standort abgewandten Seite ihres Gebäudes. Hinzu komme, dass das
Gebiat bereits bislang dadurch vorgeprägt sei, dass hier auf dem streitbefangenen
Grundstück ein Krankenhaus mit einem über das Gebiet hinausgehenden
Einzugsbereich mit Kraftfahrzeugverkehr vorhanden sei.

Gegen die Beschlüsse können der unterlegene Antragsteller Beschwerde einiegen,
über die das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen in Münster zu entscheiden
hat.
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